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Vernehmlassung zur  Verordnung über Massnahmen zur Gewährleistung 
der Sicherheit von Minderheiten mit besonderen Schutzbedürfnissen 
(VSMS) 
 
Sehr geehrte Frau Bundesrätin, 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

Wir bedanken uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme, die wir gerne wir folgt wahrnehmen: 

1. Grundsätzliche Bemerkungen 

Die SP Schweiz unterstützt die vorgeschlagene Bundesratsverordnung vollumfänglich und 
vorbehaltslos. Die hier vorgeschlagene Vorlage geht zurück auf zwei Motionen der SP-
Fraktionsmitglieder Daniel Jositsch1 und Yvonne Feri2, welche von der SP-Fraktion jeweils 
geschlossen unterstützt wurden. 

Für die SP Schweiz ist ein verstärkter Kampf gegen Rassismus, Extremismus und Antisemitismus ein 
zentrales Anliegen.3 Folglich unterstützen wir sinnvolle Bestrebungen, um die Sicherheit von 
Minderheiten in der Schweiz wirksam zu schützen. Die vorgesehene Verordnung ist für uns ein 
tauglicher Weg, solche Sicherheitsvorkehrungen zielgerichtet und wirksam von Bundesseite her zu 

                                                      

 
1 Siehe Mo Jositsch 16.3945 Schutz religiöser Gemeinschaften vor terroristischer und 
extremistischer Gewalt. 
2 Vgl. Mo Feri 16.4062 Schutz von Minderheiten vor terroristischer und extremistischer Gewalt. 
3 Siehe dazu Legislaturziele der SP-Fraktion 2019 bis 2023, Gemeinsam gegen die Macht des 
Stärkeren, Februar 2019, S. 52 
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unterstützen. Insbesondere begrüsst die SP Schweiz im vorliegenden Verordnungsentwurf, dass 
sämtliche in ihrer Sicherheit bedrohte Minderheiten finanzielle Unterstützung erlangen können (siehe 
Art. 3 Abs. 1 lit. b E-VSMS und Erläuternder Bericht, S. 6) sowie auch die Möglichkeit der finanziellen 
Unterstützung durch Kantone und Gemeinden erwähnt wird (vgl. Art. 8 lit. b E-VSMS und 
Erläuternder Bericht, S. 8, 9).  

Darüber hinaus hat die SP Schweiz zu den vorgeschlagenen Verordnungsbestimmungen keine 
weiteren Bemerkungen.  

 

Wir bitten Sie um Kenntnisnahme unserer Stellungnahme.  

 

 

Mit  f reundl ichen Grüssen 

SOZIALDEMOKRATISCHE PARTEI DER SCHWEIZ 

 

  

 

Christian Levrat  Claudio Marti 

Präsident Politischer Fachsekretär 
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